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Termine April 2015 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, 

Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag3 

10.4.2015 13.4.2015 7.4.2015 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 

Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 

Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.4.2015 13.4.2015 7.4.2015 

Sozialversicherung5 28.4.2015 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 

Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 

keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto 

des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt 

als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 

spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.4.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. 

Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 

Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 

übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 

fällt. 

Abfindungen für den Verzicht auf den Versorgungsausgleich unterliegen nicht der 

Einkommensteuer 

Bei Scheidung einer Ehe führt das Familiengericht von Amts wegen einen Versorgungsausgleich durch. Dabei werden die 

von den Ehegatten während der Ehe erworbenen (in der Regel unterschiedlichen) Anwartschaften auf Alters- und 

Invaliditätsversorgung ausgeglichen. Dadurch soll dem Ehegatten, der während der Ehe keine oder geringere 

Anwartschaften als der andere erworben hat, ein Ausgleich in Höhe der Hälfte des Wertunterschieds gegeben werden. 

Durch eine notariell zu beurkundende und vom Familiengericht zu genehmigende Vereinbarung können die Ehegatten 

den Versorgungsausgleich gegen eine Ausgleichszahlung (Abfindung) ausschließen. 
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Das Hessische Finanzgericht entschied, dass Ausgleichszahlungen, die der geschiedene Ehegatte zur Vermeidung des 

Versorgungsausgleichs gezahlt hat, bei dem die Abfindung erhaltenen Ehegatten steuerlich nicht als sonstige Einkünfte 

zu erfassen sind. Der Fall betraf die Streitjahre 2006 und 2007. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Hinweis: Zum 1.9.2009 ist das Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs in Kraft getreten. In bestimmten 

Fällen kann sich danach eine andere Beurteilung ergeben. 

Abgabe von verschreibungspflichtigen Arzneimitteln ohne Rezept nur 

ausnahmsweise möglich 

Die Abgabe eines verschreibungspflichtigen Medikaments durch einen Apotheker ohne Vorlage eines Rezepts ist auch 

wettbewerbsrechtlich unzulässig. 

Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

Nach dem Arzneimittelgesetz dürfen verschreibungspflichtige Medikamente nicht ohne ärztliche Verordnung abgegeben 

werden. In dringenden Fällen reicht es ausnahmsweise aus, wenn der behandelnde Arzt aufgrund eigener vorheriger 

Diagnose eine Therapieentscheidung trifft und den Apotheker telefonisch über die Verschreibung unterrichtet. Ein solcher 

Ausnahmefall liegt allerdings nicht vor, wenn ein Apotheker einen Arzt zu einer Verschreibung für einen dem Arzt 

unbekannten Patienten bewegt und keine akute Gesundheitsgefährdung besteht. 

Ein Verstoß gegen die Verschreibungspflicht als eine das Marktverhalten regelnde Vorschrift, die den Schutz der 

Gesundheit der Bevölkerung bezweckt, beeinträchtigt nach Auffassung des Gerichts stets spürbar Verbraucherinteressen. 

Amtliche Bescheinigung über Baudenkmal muss objektbezogen sein 

Für inländische Gebäude, die Baudenkmäler sind, können Baumaßnahmen die zur Erhaltung des Gebäudes als 

Baudenkmal oder zur sinnvollen Nutzung erforderlich sind, steuerlich begünstigt sein. Die steuerlichen Vergünstigungen 

können nur in Anspruch genommen werden, wenn die Voraussetzungen hierfür durch eine Bescheinigung der nach dem 

jeweiligen Landesrecht zuständigen Stelle nachgewiesen werden. 

Diese Bescheinigung ist nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs aber objektbezogen auszustellen. Im entschiedenen Fall 

hatte der Erwerber einer Eigentumswohnung in einem denkmalgeschützten Gebäude zur Inanspruchnahme der 

Steuervergünstigungen eine Bescheinigung der Behörde vorgelegt, die sich auf das gesamte Objekt bezog und nicht auf 

die von ihm erworbene Eigentumswohnung. Der Erwerber konnte die Steuervergünstigung deshalb nicht geltend machen. 

Anspruch eines Leiharbeitnehmers im Auslandseinsatz auf „equal pay“ 

Findet nach den Regeln des internationalen Privatrechts auf das Arbeitsverhältnis eines Leiharbeitnehmers deutsches 

Arbeitsrecht Anwendung, schuldet der Verleiher auch für Auslandseinsätze das gleiche Arbeitsentgelt wie für einen 

vergleichbaren Stammarbeitnehmer des Entleihers. 

Das hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 

In dem zu Grunde liegenden Fall fand nach den Feststellungen des Gerichts auf das Arbeitsverhältnis deutsches 

Arbeitsrecht Anwendung. Eine zur Abweichung vom Gebot der Gleichbehandlung berechtigende Vereinbarung zwischen 

den Parteien lag nicht vor, weil die im Arbeitsvertrag in Bezug genommenen Tarifverträge unwirksam waren. Aus diesem 

Grund war der Arbeitnehmer auch nicht gehalten, die in den Tarifverträgen vorgesehenen Ausschlussfristen einzuhalten. 
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Auch für Kapitalgesellschaft günstige Vereinbarungen mit Gesellschaftern können 

verdeckte Gewinnausschüttungen sein 

Zahlungen einer Kapitalgesellschaft (z. B. GmbH) an ihre Gesellschafter werden u. a. nur dann als Betriebsausgaben 

anerkannt, wenn sie fremdüblich sind, das heißt dem entsprechen, was auch fremde Dritte untereinander vereinbart 

hätten. Wird die sog. Fremdüblichkeit verneint, mindert die Ausgabe nicht das Einkommen der Gesellschaft und damit die 

Steuerlast, sondern stellt eine verdeckte Gewinnausschüttung dar. Dies gilt auch dann, wenn die Vereinbarung für die 

Gesellschaft günstig ist. 

Der Bundesfinanzhof hat die dahin gehende Rechtsprechung jetzt für einen Fall bestätigt, in dem eine nicht überhöhte 

Pacht für einen Firmenwert gezahlt wurde, die Ermittlung der Pachthöhe aber unüblich war, da sie von der 

Gewinnentwicklung der Verpächterin abhängig war.

Aufwendungen für eine Dichtheitsprüfung als steuerbegünstigte Handwerkerleistung 

Der nachfolgende Fall zeigt, wie kleinlich die Finanzverwaltung sich in vielen Fällen zeigt: Ein Finanzamt hatte den Abzug 

der Kosten von 357 € für eine Dichtheitsprüfung der privaten Abwasserleitung als steuerermäßigende Handwerkerleistung 

mit der Begründung abgelehnt, die Dichtheitsprüfung sei wie eine vom TÜV durchzuführende Sicherheitsprüfung im 

Gegensatz zur Wartung der Anlage mit einer Gutachtertätigkeit vergleichbar und daher nicht begünstigt. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Dichtheitsprüfung der Abwasserleitung der Überprüfung der 

Funktionsfähigkeit einer Hausanlage gedient hat und somit als vorbeugende Erhaltungsmaßnahme zu beurteilen ist. Die 

regelmäßige Überprüfung von Geräten und Anlagen auf deren Funktionsfähigkeit sichert die nachhaltige Nutzbarkeit, 

dient der Vorbeugung von Schäden und gehört damit zu den Instandhaltungen. 

Auslegung eines Kündigungsschreibens: Kündigung eines einem 

schwerbehinderten Arbeitnehmer gleichgestellten Arbeitnehmers zum 

nächstmöglichen Termin 

An sich dürfen Kündigungen nicht bedingt erklärt werden. Wird aber eine Kündigung „hilfsweise“ oder „vorsorglich“ erklärt, 

steht sie unter der zulässigen auflösenden Rechtsbedingung, dass das Arbeitsverhältnis nicht schon aufgrund eines 

anderen Umstands endet. Ihre Wirkung endigt, wenn feststeht, dass das Arbeitsverhältnis bereits durch den anderen 

Beendigungstatbestand aufgelöst worden ist. 

Eine Kündigung „zum nächstzulässigen Termin“ oder „nächstmöglichen Zeitpunkt“ ist typischerweise dahin zu verstehen, 

dass der Kündigende die Auflösung des Arbeitsverhältnisses zu dem Zeitpunkt erreichen will, der sich bei Anwendung der 

einschlägigen gesetzlichen, tarifvertraglichen und/oder vertraglichen Regelungen als rechtlich frühestmöglicher 

Beendigungstermin ergibt. Sie ist jedenfalls dann hinreichend bestimmt, wenn dem Erklärungsempfänger die Dauer der 

Kündigungsfrist bekannt oder ohne umfassende tatsächliche Ermittlungen oder die Beantwortung schwieriger 

Rechtsfragen feststellbar ist. 

Die Kündigung eines Arbeitnehmers, der mit einem Grad von weniger als 50 behindert ist, bedarf nur dann der vorherigen 

Zustimmung des Integrationsamts, wenn der Arbeitnehmer einem schwerbehinderten Menschen gleichgestellt ist. Die 

Gleichstellung erfolgt auf Antrag des behinderten Menschen durch eine Feststellung der Bundesagentur für Arbeit. Im 

Unterschied zu den kraft Gesetzes geschützten Personen, bei denen durch die Anerkennung als schwerbehinderter 

Mensch der schon bestehende Schutz nur festgestellt wird, wird der Schutz des Behinderten durch die Gleichstellung erst 

begründet. Die Gleichstellung wird mit dem Tag des Eingangs des Antrags wirksam. 



 

Aktuelle Steuerliche Informationen April 2015 KANZLEI KADEN 

 Steuerberater 

 

 Seite 6 

Die kündigungsrechtlich unterschiedliche Behandlung von Arbeitnehmern mit einem Grad der Behinderung von weniger 

als 50 und schwerbehinderten Arbeitnehmern stellt keine Diskriminierung der weniger stark behinderten Arbeitnehmer 

dar. Die weniger stark behinderten Arbeitnehmer erfahren nicht „wegen ihrer Behinderung“ eine ungünstigere 

Behandlung. Sie werden nicht weniger günstig als nicht behinderte Arbeitnehmer behandelt, sondern weniger günstig als 

stärker behinderte. 

(Quelle: Urteil des Bundesarbeitsgerichts) 

Bagatellgrenze für die Nichtanwendung der Abfärberegelung 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs entfaltet eine Personengesellschaft nur dann eine Tätigkeit, die 

die Ausübung eines freien Berufs im Sinne des Einkommensteuergesetzes darstellt, wenn sämtliche Gesellschafter die 

Merkmale eines freien Berufs erfüllen. Die Voraussetzungen der Freiberuflichkeit können nicht von der 

Personengesellschaft selbst, sondern nur von natürlichen Personen erfüllt werden. Das Handeln der Gesellschafter in 

ihrer gesamthänderischen Verbundenheit und damit das Handeln der Gesellschaft darf kein Element einer nicht 

freiberuflichen Tätigkeit enthalten. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Einkünfte einer GbR, die hauptsächlich Einkünfte aus selbstständiger 

Arbeit erzielt und daneben in geringem Umfang eine gewerbliche Tätigkeit ausübt, dann nicht insgesamt zu gewerblichen 

Einkünften umqualifiziert werden (sog. Abfärbewirkung), wenn die gewerblichen Umsätze eine Bagatellgrenze in Höhe 

von 3 % der Gesamtnettoumsätze und zusätzlich den Betrag von 24.500 € im Veranlagungszeitraum nicht übersteigen. 

Im Streitfall waren die Gesellschafter der GbR als Rechtsanwälte und Insolvenzverwalter tätig. 

In einem weiteren Fall hatte eine Karnevalsgruppe Merchandisingartikel in Höhe von 5.000 € verkauft. Auch in dem Fall 

überstiegen die Umsätze aus gewerblicher Tätigkeit nicht die neu festgesetzten Grenzen. 

Balkon-Raucher müssen auf Nachbarn Rücksicht nehmen 

Raucher können verpflichtet werden, nur zu bestimmten Zeiten auf dem Balkon zu rauchen. Diese Einschränkung ist bei 

einer wesentlichen Geruchsbelästigung möglich, hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

Zu entscheiden hatte das Gericht einen Streit zwischen Mietern, die in über- bzw. untereinander gelegenen Wohnungen 

eines Mehrfamilienhauses wohnten. Die Nichtraucher fühlten sich vom heraufziehenden Geruch gestört und befürchteten 

Gesundheitsschäden durch das Passivrauchen. Sie verlangten, dass den Nachbarn das Rauchen zu festgelegten Zeiten 

auf dem Balkon untersagt wurde. 

Nach Auffassung der Richter können nichtrauchende Nachbarn grundsätzlich einen Unterlassungsanspruch gegenüber 

dem rauchenden Nachbarn haben. Dieser Abwehranspruch besteht aber nur dann, wenn die mit dem Tabakrauch 

verbundenen Beeinträchtigungen objektiv als wesentliche Beeinträchtigung zu werten sind. Bei unwesentlichen 

Gesundheitsbelästigungen kommen Abwehransprüche nur in Betracht, wenn Gesundheitsgefahren für die 

nichtrauchenden Nachbarn drohen. Aber auch bei einer wesentlichen Beeinträchtigung der Nachbarn kann das Rauchen 

nicht uneingeschränkt verboten werden. Nach dem Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme müsse eine Regelung nach 

Zeitabschnitten gefunden werden. Folglich müssten für den Nichtraucher Zeiten gefunden werden, in denen er seinen 

Balkon unbeeinträchtigt nutzen kann. Im Gegenzug müsste es für den rauchenden Nachbarn Zeiten geben, in denen er 

auf dem Balkon rauchen darf. Das Gericht verwies den Rechtsstreit an die Vorinstanz zur weiteren Sachaufklärung 

zurück, die nun unter Beachtung der höchstrichterlichen Rechtsauffassung neu zu entscheiden hat. 
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Beamte müssen Übermittlung ihrer Besoldungsdaten für Riester-Zulage zustimmen 

Eine Beamtin hatte einen Altersvorsorgevertrag abgeschlossen, um später die sog. Riester-Rente zu beziehen. Für die 

Jahre 2004 bis 2006 beantragte sie die Altersvorsorgezulage (sog. Riester-Zulage), die zunächst auch ihrem 

Vertragskonto gutgeschrieben wurde. Den in den Antragsunterlagen vorhandenen Hinweis auf ihre Verpflichtung zur 

Einwilligung der Übermittlung ihrer Besoldungsdaten beachtete sie nicht. Im Rahmen der Überprüfung der Zulage im 

Jahre 2009 fiel dies der Zentralen Zulagestelle auf. Daraufhin wurden die bisher gutgeschriebenen Zulagen storniert. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass für das Jahr 2004 die Zulage zu gewähren ist, weil die Einverständniserklärung im 

Rahmen des Einspruchsverfahrens abgegeben wurde und nicht verjährt war. Ab 2005 ist allerdings gesetzlich geregelt, 

dass die Einwilligungserklärung innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf des Beitragsjahrs abzugeben ist. Die Beamtin 

hatte die Einverständniserklärung aber erst 2009 abgegeben, sodass für 2005 und 2006 die Zulage nicht mehr gewährt 

werden konnte. 

Hinweis: Rentenversicherungspflichtig Beschäftigte brauchen keine Einwilligungserklärung abzugeben. 

Beibehaltung des Wohnsitzes im Inland bei mehrjährigem Auslandsstudium 

Voraussetzung für einen Kindergeldanspruch ist u. a. ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Inland. Absolviert ein 

Kind ein Studium im Ausland, kann man nicht ohne weiteres von der Beibehaltung des Inlandswohnsitzes ausgehen. 

Steht die elterliche Wohnung dem Kind weiterhin zur Verfügung und nutzt das Kind diese Wohnung zumindest 

überwiegend in den ausbildungsfreien Zeiten, sind die Voraussetzungen für einen Inlandswohnsitz gegeben. Dagegen 

reichen kurze Besuche bei den Eltern regelmäßig nicht aus. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn sich das Kind nur zwei bis 

drei Wochen im Jahr besuchsweise dort aufhält. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Der Betrieb einer Blindenführhundeschule ist gewerbesteuerpflichtig 

Die Ausbildung von jungen Hunden zu Blindenführhunden ist keine unterrichtende bzw. erzieherische Tätigkeit. Eine 

unterrichtende und nicht der Gewerbesteuer unterliegende freiberufliche Tätigkeit liegt nach einem Urteil des 

Finanzgerichts Münster nur vor, wenn der Unterricht die Wissens- und Kenntnisvermittlung gegenüber „menschlichen 

Schülern“ zum Inhalt hat. Eine erzieherische Tätigkeit liegt ebenfalls nicht vor. Erziehung ist die planmäßige Tätigkeit zur 

körperlichen, geistigen und charakterlichen Formung von Kindern zu tüchtigen und mündigen Menschen. Da beide 

Voraussetzungen im Streitfall nicht vorlagen entschied das Gericht, dass der Betrieb einer Blindenführhundeschule 

gewerbesteuerpflichtig ist. Bezieht sich die Ausbildung auf den Blindenhundebesitzer, ist eine andere steuerliche 

Beurteilung möglich. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Durch Wechsel im Gesellschafterbestand ausgelöste Grunderwerbsteuer stellt keine 

Anschaffungsnebenkosten der erworbenen Kommanditanteile oder des vorhandenen 

Grundbesitzes der Objektgesellschaft dar 

Ein Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die durch den Wechsel im Gesellschafterbestand ausgelöste 

Grunderwerbsteuer als Anschaffungskosten im Rahmen der AfA zu berücksichtigen sei. 

Dem widersprach der Bundesfinanzhof. Gegenstand der Besteuerung nach dem Grunderwerbsteuergesetz ist nicht die 

geänderte Sachherrschaft in der Person des einzelnen Neugesellschafters oder auch mehrerer. Auf der Ebene der 

Gesellschaft als grundbesitzende Gesamthand liegt daher ertragsteuerlich keine „Anschaffung“ des Bürogebäudes vor: 
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Der Grundbesitz befindet sich nach dem Wechsel im Gesellschafterbestand unverändert im zivilrechtlichen und 

wirtschaftlichen Eigentum der Gesellschafter. 

Entschädigung für Wohnungsmieter wegen Diskriminierung 

Nach dem Erwerb eines Mietshauses erhöhte der neue Vermieter zunächst allen Mietern gegenüber die Miete, woraufhin 

viele der Mieter kündigten. Einige Mietvertragsparteien deutscher, mitteleuropäischer, arabischer und türkischer Herkunft 

kündigten nicht. Nachfolgend versandte der Vermieter ein weiteres Mieterhöhungsverlangen, allerdings nicht an alle 

verbliebenen Mieter, sondern nur an vier Mietvertragsparteien arabischer bzw. türkischer Herkunft, obwohl die 

Wohnungen in Größe, Ausstattung etc. teilweise vergleichbar waren. 

Daraufhin kündigten zwei Mieter türkischer Herkunft. Eine Räumungsfrist, weil deren neue Wohnung erst nach Ende ihres 

alten Mietvertrags bezugsfertig wurde, wurde diesen beiden Mietern im Gegensatz zu anderen Mietern nicht gewährt. 

Aufgrund der Gesamtumstände sah das Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg in dem Verhalten des Vermieters eine 

Benachteiligung wegen ethnischer Herkunft und sprach den Mietern jeweils eine Entschädigung in Höhe von 15.000 € zu. 

facebook-Seite des Arbeitgebers unterliegt nicht der Mitbestimmung des 

Betriebsrats 

Der Betriebsrat hat bei der Einrichtung einer facebook-Seite des Arbeitgebers kein Mitbestimmungsrecht. Zwar besteht 

grundsätzlich ein Mitbestimmungsrecht bei der Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu 

bestimmt sind, das Verhalten oder die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen. Allerdings wird dabei vorausgesetzt, 

dass eine solche Einrichtung zumindest zum Teil aus sich heraus automatisiert Aufzeichnungen über Mitarbeiter erstellt. 

Wenn, wie in diesem Fall, Dritte auf der facebook-Seite Beschwerden über die Mitarbeiter eintragen, ist das nicht der Fall. 

Etwas anderes könnte in Bezug auf die Aktivitäten der Mitarbeiter gelten, die die Seite pflegen, da diese aufgezeichnet 

werden können. In dem hier entschiedenen Fall nutzten aber mehrere Mitarbeiter den gleichen Zugang, sodass 

Rückschlüsse auf einzelne nicht möglich waren. 

(Quelle: Beschluss des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf) 

Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte bei den Gewinneinkünften 

Auch regelmäßige Fahrten eines Betriebsinhabers zwischen seinem häuslichen Büro und dem Sitz seines einzigen 

Auftraggebers stellen Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte dar. In solchen Fällen werden die Fahrtkosten im 

Rahmen der Entfernungspauschale berücksichtigt. Auf die Höhe der tatsächlichen Fahrtkosten kommt es nicht an. 

Bei einem im Wege eines Dienstvertrags tätigen Unternehmer, der nicht über eine eigene Betriebsstätte verfügt, ist der 

Ort als Betriebsstätte anzusehen, an dem er die geschuldete Leistung zu erbringen hat. Dies wird in der Regel der Betrieb 

des Auftraggebers sein. 

Für Betriebsinhaber, die nur einen Auftraggeber haben und für ihre regelmäßigen Fahrten einen Pkw nutzen, bedeutet die 

Entscheidung für die Zeit bis einschließlich 2013 eine Einschränkung der Abzugsmöglichkeiten im Vergleich zu 

Arbeitnehmern, weil die tatsächlichen Pkw-Kosten die Entfernungspauschale übersteigen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Fiktiv ersparte Schuldzinsen sind kein Nettoertrag zur steuerlichen Beurteilung von 

Versorgungsleistungen 

Auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende, lebenslange oder wiederkehrend gezahlte Versorgungsleistungen 

können unter bestimmten Voraussetzungen als Sonderausgaben abgesetzt werden. Die Zahlungen müssen im 

sachlichen Zusammenhang mit einer Vermögensübergabe vereinbart worden sein. Für bis 2007 abgeschlossene 

Vermögensübergabeverträge galt der Sonderausgabenabzug sowohl für privates als auch betriebliches Vermögen. Seit 

2008 gilt die Regelung nur noch für betriebliches Vermögen. Die Versorgungsleistungen müssen aus den Nettoerträgen 

des übertragenen Wirtschaftsguts bezahlt werden können. 

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte die Mutter auf ihren Sohn ein Wohnhaus gegen eine monatliche 

Rente von 1.000 DM übertragen. Das Haus wurde direkt danach für 450.000 DM an einen fremden Dritten verkauft. Der 

Sohn verwendete den Kaufpreis für die Herstellung eines selbstgenutzten Einfamilienhauses und machte die gezahlte 

Jahresrente von 12.000 DM als Sonderausgaben geltend. Das Finanzamt lehnte das ab, weil der Sohn keine Erträge aus 

seinem Haus erzielte, von denen er die Rente hätte zahlen können. Der Sohn meinte, dass er mit dem Eigenkapital von 

450.000 DM Hypothekenzinsen erspart hätte, die weit über dem Betrag der gezahlten Rente liegen würden. Nach 

wirtschaftlicher Betrachtungsweise hätte er aus den ersparten Schuldzinsen, die er mit 6 % von 450.000 DM, somit 

27.000 DM geschätzt hatte, die Rente von 12.000 DM erwirtschaftet. 

Der Bundesfinanzhof sah das anders und entschied, dass fiktiv ersparte Schuldzinsen keine Nettoerträge im Sinne der 

Vorschrift sind. 

Finanzamt darf Tilgungsreihenfolge bei Aufrechnung von Steuern bestimmen 

Der Geschäftsführer einer GmbH wurde vom Finanzamt als Haftender für nicht gezahlte Umsatzsteuer 2003, die am 

16.7.2007 fällig gewesen war, in Anspruch genommen. Er wehrte sich hiergegen, weil das Finanzamt das 

Umsatzsteuerguthaben für das 3. Quartal 2006 nicht mit der Umsatzsteuer 2003 aufgerechnet hatte, sondern mit der 

Umsatzsteuerschuld 2004, die aber erst nach dem 16.7.2007 fällig geworden war. Zur Begründung führte er an, dass sich 

nach der Abgabenordnung die sog. Tilgungsreihenfolge nach der Fälligkeit der einzelnen Steuerschulden richtet. Weil die 

Umsatzsteuer 2004 aber nach der Umsatzsteuer 2003 fällig geworden war, hätte das Finanzamt das 

Umsatzsteuerguthaben für das 3. Quartal 2006 mit der früher fällig gewordenen Umsatzsteuer 2003 verrechnen müssen. 

Deshalb könne er nicht als Haftender in Anspruch genommen werden. 

Der Bundesfinanzhof gab dem Finanzamt Recht, weil die Vorschriften über die Tilgungsreihenfolge nur bei einer 

freiwilligen Steuerzahlung, aber nicht bei einer Aufrechnung zu beachten sind. Im vorliegenden Fall hatte der 

Geschäftsführer überhaupt keine Zahlungen geleistet. Bei einer Aufrechnung von Steuerschulden bestimmt aber das 

Finanzamt die Tilgungsreihenfolge. 

Geltendmachung von Unterlassungsansprüchen in einer 

Wohnungseigentümergemeinschaft 

Haben Wohnungseigentümer beschlossen, Ansprüche wegen einer Störung des Gemeinschaftseigentums 

gemeinschaftlich durchzusetzen, können einzelne Eigentümer ihre Rechte insoweit nicht mehr individuell verfolgen. Dies 

hat der Bundesgerichtshof entschieden. 

In einer Wohnungseigentumsanlage, in der in einer Wohnung gewerbliche Prostitution ausgeübt wurde, hatten die 

Eigentümer mehrheitlich beschlossen, hiergegen gerichtlich vorzugehen. Einem Eigentümer dauerte die Umsetzung des 

Beschlusses zu lange und er klagte deshalb im eigenen Namen auf Unterlassung. Nach Auffassung des Gerichts ist die 

Klage unzulässig. Aufgrund des gefassten Beschlusses ist allein die Eigentümergemeinschaft für die Geltendmachung 
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des Unterlassungsanspruchs zuständig. Kommt es zu untragbaren Verzögerungen bei der Umsetzung des Beschlusses, 

muss der einzelne Eigentümer im Innenverhältnis gegen die Eigentümergemeinschaft vorgehen. Eine eigene Klage kann 

der Eigentümer nur noch erheben, wenn die Störung sein Sondereigentum unmittelbar beeinträchtigt. Eine unmittelbare 

Beeinträchtigung des Eigentümers sah das Gericht nicht, da dieser seine Klage ausschließlich auf Störungen des 

gemeinschaftlichen Eigentums in Gestalt von Lärmbelästigungen und Verschmutzungen von Treppenhaus und Fluren 

stützte. Sein Sondereigentum werde durch negative Auswirkungen auf den Verkehrswert und die Vermietbarkeit auch nur 

indirekt betroffen. 

Die Gerichtsentscheidung zeigt über den Einzelfall hinaus ein grundsätzliches Spannungsverhältnis in 

Eigentümergemeinschaften auf. Einerseits verfügt der Einzelne über Privateigentum, andererseits ist er gegen 

Beschlüsse der Mehrheit der Eigentümer oft machtlos, selbst wenn sein Eigentum betroffen ist. Wer sich mit dem Kauf 

einer Eigentumswohnung beschäftigt, sollte sich nicht nur die Wohnung ansehen, sondern sich auch über das bei 

Eigentümerversammlungen herrschende Klima informieren. 

Hemmung der Festsetzungsverjährung bei strafbarem Bezug von Kindergeld 

Teilt ein Kindergeldberechtigter der Familienkasse den Wegfall der Anspruchsvoraussetzungen nicht mit, begeht er eine 

Steuerordnungswidrigkeit. Damit ist der Tatbestand der leichtfertigen Steuerverkürzung erfüllt. Die Verfolgung dieser 

Ordnungswidrigkeit verjährt in fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit der letztmaligen Auszahlung des Kindergeldes. In 

diesem Fall kann also die Kindergeldfestsetzung innerhalb von fünf Jahren aufgehoben werden. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Hotelbuchungsportale: Bestpreisklauseln unzulässig 

So genannte Bestpreisklauseln, nach denen sich Hotels verpflichten, einem Buchungsportal grundsätzlich die günstigsten 

Zimmerpreise zur Verfügung zu stellen und garantieren, dass das Portal immer mindestens die gleichgünstigen Preise 

erhält, die das Hotel auf anderen Buchungs- und Reiseplattformen im Internet oder auf der hoteleigenen Homepage 

anbietet oder anbieten lässt, sind unzulässig. 

Das hat das Oberlandesgericht Düsseldorf im Fall eines Hotelportals mit einem Marktanteil von mehr als 30 % 

entschieden. Nach Auffassung des Gerichts sind solche Bestpreisklauseln wettbewerbswidrig, weil Hotelunternehmen 

dadurch gehindert werden, ihre Hotelzimmerpreise und sonstige Konditionen gegenüber den verschiedenen Portalen 

sowie im Eigenvertrieb unterschiedlich festzulegen. 

Informationspflicht gegenüber deutschen Finanzbehörden für unselbstständige 

ausländische Zweigstellen einer deutschen Bank für Zeiträume vor dem 1.1.2011 

Die Steuerfahndungsstelle des Finanzamts forderte eine inländische Bank auf, Kontenauskünfte zu erteilen. Es handelte 

sich um Konten, die in ihrer österreichischen Zweigstelle für einen verstorbenen in Deutschland steuerpflichtigen 

Konteninhaber geführt wurden. Sie betrafen die Zeit zwischen dem 1. Januar 2001 und dem 31. Januar 2009. Von dem 

Kreditinstitut wurde das Auskunftsersuchen mit Hinweis auf die in Österreich bestehende Strafbarkeit der Verletzung des 

Bankgeheimnisses abgelehnt. 

Der Bundesfinanzhof hat Zweifel, ob das Auskunftsersuchen der Steuerfahndungsstelle unter EU-rechtlichen 

Gesichtspunkten das Recht der Niederlassungsfreiheit verletzt. Sollte dies der Fall sein, wäre die Aufforderung 

rechtswidrig. Eine Auskunft dürfte nicht erteilt werden. Aus diesem Grund wurde die Frage dem Europäischen Gerichtshof 

zur Entscheidung vorgelegt.  
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Hinweis: Die aufgeworfene Frage betrifft das Rechtsverhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Republik Österreich bis zum 31. Dezember 2010. Für die Zeit danach haben beide Staaten den gegenseitigen 

Informationsaustausch neu geregelt. Seitdem besteht auch für unselbstständige Niederlassungen deutscher Banken eine 

Informationspflicht. 

Investitionsabzugsbetrag: Strenge Maßstäbe für Existenzgründer zur 

Glaubhaftmachung ihrer Investitionsabsicht 

Existenzgründer haben bereits vor der Gründung ihres Unternehmens die Möglichkeit, für geplante Anschaffungen einen 

Investitionsabzugsbetrag gewinn- und damit auch steuermindernd geltend zu machen. An die Glaubhaftmachung der 

Investitionsabsicht sind strenge Maßstäbe anzulegen. Zwar muss die Bestellung eines Wirtschaftsguts nicht bis zum Ende 

des Jahres nachgewiesen werden, für das der Abzugsbetrag geltend gemacht wird, aber andere Indizien müssen auf eine 

bevorstehende unverrückbare Investitionsabsicht hinweisen. Die bloße Behauptung reicht nicht aus. Damit hat der 

Bundesfinanzhof  die bisher schon von ihm vertretene Ansicht bestätigt. 

Kein Erlass von Nachzahlungszinsen nach Verrechnungspreiskorrektur 

Die Finanzbehörden können Zinsen ganz oder zum Teil erlassen, wenn deren Einziehung nach Lage des Einzelfalls 

unbillig wäre. Sachlich unbillig ist die Geltendmachung eines Anspruchs aus dem Steuerschuldverhältnis vor allem dann, 

wenn sie im Einzelfall zwar dem Wortlaut einer Vorschrift entspricht, aber nach dem Zweck des zu Grunde liegenden 

Gesetzes nicht zu rechtfertigen ist und dessen Wertungen zuwiderläuft. Der Bundesfinanzhof hielt den Erlass von 

Nachzahlungszinsen im Falle einer Verrechnungspreiskorrektur für nicht geboten. Durch diese hatte sich der Gewinn 

einer inländischen KG und somit die Einkommensteuer des inländischen Anteilseigners erhöht. Die korrespondierende 

Minderung der Körperschaftsteuer der österreichischen Schwester-Kapitalgesellschaft führte mangels einer 

entsprechenden Regelung nicht zur Gewährung von Erstattungszinsen. Da aber nur auf die Verhältnisse des jeweiligen 

Zinsschuldners und nicht auf die eines anderen Rechtssubjekts abzustellen ist, war die Festsetzung von 

Nachzahlungszinsen beim KG-Anteilseigner nicht unbillig. 

Kein erneuter Einspruch nach einer Teileinspruchsentscheidung möglich 

Eheleute wurden zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. Das Finanzamt berücksichtigte in dem Bescheid nur zum 

Teil vom Ehemann geltend gemachte Reisekosten. Mit dem eingelegten Einspruch beantragte das Ehepaar lediglich, als 

außergewöhnliche Belastung geltend gemachte Krankheitskosten ohne eine zumutbare Belastung anzuerkennen. Noch 

während der laufenden Einspruchsfrist lehnte das Finanzamt diesen Antrag durch eine Teileinspruchsentscheidung ab. 

Nachfolgend, aber auch noch innerhalb der Einspruchsfrist, legten die Eheleute nochmals Einspruch gegen den 

ursprünglichen Einkommensteuerbescheid ein, um die erklärungsgemäße vollständige Berücksichtigung der Reisekosten 

zu beantragen. 

Das Finanzamt lehnte den Antrag durch eine erneute Einspruchsentscheidung als unzulässig ab. Ein Einspruch gegen 

eine Einspruchsentscheidung sei unzulässig, auch wenn er noch innerhalb der noch nicht abgelaufenen 

Rechtsbehelfsfrist eingelegt werde. 

Der Bundesfinanzhof folgte dieser Beurteilung. Ein Einspruchsverfahren wird durch einen Abhilfebescheid oder eine 

Einspruchsentscheidung abgeschlossen. Letztere kann nur noch mit der Klage angefochten werden. Gegenstand der 

Klage ist der Einkommensteuerbescheid unter Berücksichtigung der Ergebnisse, die das Finanzamt in der vorherigen 

Teileinspruchsentscheidung der Einkommensbesteuerung zu Grunde gelegt hat. 
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Kein generelles Recht auf einen Fahrstuhl bei Behinderung 

Ein Wohnungseigentümer kann einen behindertengerechten Zugang zu seiner Wohnung nur dann von den 

Miteigentümern verlangen, wenn dem nicht deren höherrangige Rechte, wie zum Beispiel der Schutz vor erheblichem 

Wertverlust, entgegenstehen. Dies hat das Amtsgericht München entschieden. 

Schwerbehinderte Wohnungseigentümer verlangten von einer Wohnungseigentümergemeinschaft den Einbau eines 

Außenlifts, da der Einbau eines Innenlifts technisch nicht möglich war. Die Kosten für den Bau und den Betrieb des Lifts 

wollten die behinderten Eigentümer übernehmen. Die übrigen Wohnungseigentümer lehnten die Baumaßnahme ab. Sie 

begründeten ihre Ablehnung damit, dass diese zu erheblichen Beeinträchtigungen ihres Eigentums führen würde, weil die 

Zufahrt zu den Garagen dann nicht mehr problemlos möglich sei. Durch erforderliches Rangieren beim Einfahren in die 

Garagen käme es zu Geruchs- und Lärmbelästigungen. Dadurch würden auch die Wohnungen erheblich an Wert 

verlieren. 

Das Gericht gab den Miteigentümern Recht. Behinderte Eigentümer können nicht generell den Einbau eines Fahrstuhls 

verlangen. Einerseits fordert das Grundgesetz zwar die barrierefreie Ausstattung des gemeinschaftlichen Eigentums, um 

Behinderte nicht zu benachteiligen. Auf der anderen Seite kann ein Wohnungseigentümer aber nur dann einen 

behindertengerechten Zugang zu seiner Wohnung verlangen, wenn dadurch keine höherrangigen Rechte der übrigen 

Miteigentümer verletzt werden. Durch den Anbau eines Außenlifts drohte den Eigentümern ein beachtlicher Wertverlust 

an den Wohnungen und erhebliche Beeinträchtigungen. Ferner hätten die Eigentümer Wohnungen ohne Fahrstuhl 

gekauft, wohl wissend, dass sie im Alter gegebenenfalls nicht mehr so mobil sein würden und dann ihre Wohnungen nicht 

oder nur noch eingeschränkt nutzen könnten. 

Kein Halbabzugsverbot bei fehlenden Einnahmen 

Das Halbabzugsverbot gilt bei der Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung dann nicht, wenn keinerlei Einnahmen aus 

den veräußerten Anteilen erzielt wurden. Keine Einnahmen werden z. B. dann erzielt, wenn objektiv wertlose Anteile zu 

einem Kaufpreis von 0 € veräußert werden. An dieser Beurteilung ändert sich auch nichts, wenn vorher bereits Anteile 

gegen Entgelt veräußert wurden, die dem Halbeinkünfteverfahren unterlegen haben. Dies gilt bis einschließlich 2010. 

Ab 2011 kommt auf der Grundlage einer gesetzlichen Neuregelung das Teilabzugsverbot zur Anwendung. Danach kommt 

es für die Anwendung des Teileinkünfteverfahrens nur noch auf die Absicht zur Erzielung von Einnahmen an. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Kein Verfall des gesetzlichen Mindesturlaubsanspruchs wegen Krankheit am 

Jahresende 

Wenn in einem Tarifvertrag geregelt ist, dass der nicht gewährte Urlaub auf das nächste Jahr nur übertragen werden 

kann, wenn die Gewährung aus außergewöhnlichen betrieblichen Gründen bis zum Ablauf des alten Urlaubsjahres nicht 

möglich war, so ist dies insofern unwirksam, als dadurch der gesetzliche Urlaubsanspruch von 24 Werktagen trotz der 

Unmöglichkeit der Inanspruchnahme wegen Krankheit am Jahresende zum Erlöschen gebracht werden soll. Dies hat das 

Bundesarbeitsgericht entschieden. 

Eine Bäckereifachverkäuferin hatte nach dem betreffenden Manteltarifvertrag im Jahre 2010 einen Urlaubsanspruch von 

27 Werktagen. Davon nahm sie 16 Tage in Anspruch. Zum Jahresende erkrankte sie und hatte deshalb keine 

Gelegenheit, im Urlaubsjahr weiteren Urlaub zu nehmen. Betriebliche Gründe standen der Urlaubsgewährung nicht 

entgegen. Die Verkäuferin verlangte, dass 11 Resturlaubstage in das Jahr 2011 übertragen würden. Das Arbeitsgericht 

und das Landesarbeitsgericht wiesen die Klage unter Hinweis auf den Manteltarifvertrag ab, erst vor dem 

Bundesarbeitsgericht erhielt die Verkäuferin überwiegend Recht. 
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Zwar wurden ihr nicht die 11 Werktage gutgeschrieben, die sich nach dem Manteltarifvertrag errechneten, wohl aber die 

acht Werktage, die ihr als weiterer gesetzlicher Mindesturlaub für das Jahr 2010 zustanden. Insoweit verstoße die 

tarifvertragliche Ausschlussklausel nämlich gegen gesetzliche Vorschriften. 

Kein Vertrauensschutz auf frühere Befreiung von der Pflicht zur Abgabe von 

Einkommensteuererklärungen seit Inkrafttreten des Alterseinkünftegesetzes 

Steuerzahler hatten im Jahr 2001 mittels Einkommensteuerbescheid die Nachricht erhalten: „Die Pflicht zur Abgabe einer 

Einkommensteuererklärung entfällt ab dem Veranlagungsjahr 2001, soweit sich Ihre Einkommensverhältnisse nicht 

gravierend ändern.“ Die Rentner lehnten die Aufforderung, für 2010 eine Einkommensteuererklärung abzugeben ab, 

sodass das Finanzamt schätzte. 

Letztlich entschied der Bundesfinanzhof, dass in dem entschiedenen Fall spätestens ab Inkrafttreten des 

Alterseinkünftegesetzes kein Vertrauensschutz auf frühere Befreiung von der Pflicht zur Abgabe der Steuererklärungen 

mehr bestand. Durch das Alterseinkünftegesetz war die Besteuerung der Renten zum 1.1.2005 neu geordnet worden. 

Kein Zufluss steuerbarer Einnahmen aus Kapitalvermögen bei Verzicht auf 

Teilauszahlungen im Rahmen einer Lebensversicherung gegen Einmalzahlung 

Bei einer Lebensversicherung gegen Einmalzahlung ist ein vor dem Laufzeitende erklärter Verzicht des 

Versicherungsnehmers auf vertraglich vereinbarte Teilauszahlungsansprüche allenfalls eine Stundung, nicht aber eine 

Schuldumschaffung (Novation) der Ansprüche, so dass keine Einnahmen zufließen. 

Ein Steuerzahler schloss im Rahmen einer Wealthmaster-Noble-Police eine darlehensfinanzierte 

Kapitallebensversicherung gegen Einmalzahlung und mit einer Laufzeit von 35 Jahren ab. Vorgesehen waren 

regelmäßige vierteljährliche Auszahlungen, nach Ablauf von zehn Jahren (für fünf Jahre) jährliche Auszahlungen, eine 

Einmalzahlung nach zehn Jahren in Höhe von 320.000 DM und in der Auszahlungsphase 20 Jahre lang eine jährliche 

Zahlung von 40.000 DM. 

Die vorgesehenen vierteljährlichen Teilzahlungen erfolgten auf Antrag des Steuerzahlers nicht. Nach neun Jahren 

kündigte er den Vertrag. Der daraufhin ausgezahlte Restwert der Versicherung reichte nur für die teilweise Ablösung des 

Darlehens. Zur Tilgung im Übrigen setzte der Steuerzahler Eigenmittel ein. Zinsen und Gebühren für das Darlehen 

machte er als Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die 

Werbungskosten nicht. 

Der Bundesfinanzhof gab dem Steuerzahler Recht. Zinsen und Gebühren sind Werbungskosten bei den Einkünften aus 

Kapitalvermögen, ohne dass die vom Verzicht des Steuerzahlers umfassten Teilzahlungsbeträge als Einnahmen zu 

erfassen sind. Einnahmen aus Kapitalvermögen liegen erst vor, wenn sie zugeflossen sind. Das Innehaben von 

Ansprüchen oder Rechten führt den Zufluss von Einnahmen regelmäßig noch nicht herbei. Denn der Steuerzahler muss 

wirtschaftlich über sie verfügen können. Trotz der Abrede zu den Teilauszahlungen blieb das Versicherungsunternehmen 

verpflichtet, den Gesamtbetrag der vereinbarten Auszahlungsbeträge unverändert aufgrund der ursprünglichen 

Vereinbarung auszuzahlen. 

Keine Verlängerung des Zeitraums „kurze Zeit“ bei Zahlung der Umsatzsteuer 

Ausgaben sind für das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet worden sind. Regelmäßig wiederkehrende 

Ausgaben, die bei dem Steuerzahler kurze Zeit (10 Tage) vor Beginn oder kurze Zeit nach Beendigung des 

Kalenderjahres angefallen sind, zu dem sie wirtschaftlich gehören, gelten als in diesem Kalenderjahr abgeflossen. 
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Ein Freiberufler war der Ansicht, dass eine am 11.1.2010 gezahlte Umsatzsteuervorauszahlung für das 4. Quartal 2009 

als Betriebsausgabe bei den Einkünften aus selbständiger Arbeit für das Jahr 2009 zu berücksichtigen war. Das 

Finanzamt erkannte einen Betriebsausgabenabzug nicht an, da die Umsatzsteuervorauszahlung erst im Jahr 2010 

abgeflossen sei. 

Der Bundesfinanzhof hat klar gestellt, dass eine Verlängerung des Zehn-Tage-Zeitraums nicht in Frage kommt. Fällt die 

Zahlungsfrist für die Umsatzsteuer auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, so verlängert sie sich bis zum nächsten 

Werktag. Wenn dieser dann außerhalb des Zehn-Tage-Zeitraums liegt, ist die Regelung für wiederkehrende Einnahmen 

oder Ausgaben nicht anzuwenden. 

Hinweis: Wenn die Umsatzsteuervorauszahlung noch bei der Gewinnermittlung des abgelaufenen 

Veranlagungszeitraums berücksichtigt werden soll, muss die letzte Umsatzsteuervoranmeldung eines 

Veranlagungszeitraums ggf. noch vor Ablauf der Abgabefrist übertragen werden. Im entschiedenen Fall hätte die 

Übertragung der Voranmeldung am 8.1.2010 erfolgen müssen. 

Keine Verzinsung von an Steuerzahler erstatteten Nachzahlungszinsen 

Aufgrund einer geänderten Einkommensteuerfestsetzung musste das Finanzamt nach acht Jahren 58.000 € gezahlte 

Nachzahlungszinsen erstatten. Die betroffenen Steuerzahler verlangten darauf Zinsen in Höhe von 0,5 % pro Monat, 

somit knapp 28.000 €. Sie meinten, der Staat sei verpflichtet, einen ungerechtfertigt erhaltenen Betrag zu verzinsen. 

Dieser Auffassung folgte der Bundesfinanzhof nicht. Der Ausschluss der Verzinsung zu erstattender Nachzahlungszinsen 

ergibt sich aus Wortlaut und Sinn des Gesetzes. Nach der Abgabenordnung werden Ansprüche aus dem 

Steuerschuldverhältnis nur verzinst, soweit dies gesetzlich vorgeschrieben ist. Das Gesetz sieht weiter vor, dass 

Ansprüche auf steuerliche Nebenleistungen und die entsprechenden Erstattungsansprüche nicht verzinst werden. Zu den 

steuerlichen Nebenleistungen gehören u. a. die Zinsen und damit auch Nachzahlungszinsen. 

Die Nichtverzinsung von Nachzahlungszinsen führt auch nicht zu einer Ungleichbehandlung der Steuerzahler im Vergleich 

zum Fiskus. Sämtliche steuerlichen Nebenleistungen und damit auch deren Erstattungen sind von der Verzinsung 

ausgenommen. Weder Steuerzahler noch Fiskus haben einen Anspruch auf Verzinsung für zu Unrecht geleistete Zinsen 

oder andere Nebenleistungen. Es besteht keine einseitige Verzinsungspflicht zugunsten des Staates. 

Krankentagegeldversicherung: Anpassungsklausel bei sinkendem Nettoeinkommen 

des Versicherten unwirksam 

In einem vom Oberlandesgericht Karlsruhe entschiedenen Fall schloss ein selbstständiger Handwerker im Jahr 2006 eine 

Krankentagegeldversicherung mit einem Tagegeld von 100 € ab, was seinem damaligen Nettoeinkommen entsprach. Im 

Jahr 2012 teilte der Versicherer dem Handwerker, der mittlerweile weniger verdiente, unter Hinweis auf die vereinbarten 

Versicherungsbedingungen mit, dass das Tagegeld bei entsprechend geminderter Prämienhöhe nur noch 62 € betrage. 

Das Gericht erklärte die Herabsetzungsklausel in den Versicherungsbedingungen für unwirksam. Durch die einseitige 

Herabsetzungsmöglichkeit sei für den Versicherten kein ausreichender Schutz mehr gegen krankheitsbedingte 

Einkommensverluste gegeben, die Entwicklung seines Versicherungsschutzes sei für ihn nicht mehr absehbar. Auch 

stehe dem kein ausreichender Anspruch des Versicherungsnehmers gegenüber, bei steigendem Nettoeinkommen eine 

Erhöhung des Krankentagegeldanspruchs herbeizuführen. 

Kündigung durch Personalleiter mit Gesamtprokura 

Ein einseitiges Rechtsgeschäft, das ein Bevollmächtigter einem anderen gegenüber vornimmt, ist unwirksam, wenn der 

Bevollmächtigte keine Vollmachtsurkunde vorlegt und der andere das Rechtsgeschäft aus diesem Grund unverzüglich 
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zurückweist. Wurde der andere von der Bevollmächtigung vorher in Kenntnis gesetzt, ist das Zurückweisungsrecht 

ausgeschlossen. Bei einer Kündigung kann das In-Kenntnis-Setzen auch darin bestehen, dass der betreffende Mitarbeiter 

ersichtlich in eine Stellung berufen wurde, mit der typischerweise ein Kündigungsrecht verbunden ist, zum Beispiel durch 

Bestellung zum Prokuristen, Gesamtbevollmächtigten oder Personalleiter. So entschied das Bundesarbeitsgericht im Fall 

der Kündigung durch einen Personalleiter. 

Das gilt auch, wenn der kündigende Personalleiter (Gesamt-)Prokurist ist, die im Handelsregister veröffentlichte Prokura 

alleiniges Handeln nicht deckt und die Unterzeichnung der Kündigung mit dem Zusatz „ppa“ erfolgt. Entscheidend ist nur, 

ob der Kündigungsempfänger Kenntnis von der Stellung als Personalleiter hat. Das Bundesarbeitsgericht hat die Sache 

an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen, um festzustellen, ob die Stellung des Personalleiters dem Gekündigten 

bekannt war. 

Landzuteilung im Flurbereinigungsverfahren nur insoweit 

grunderwerbsteuerpflichtig, als der Wert der zugeteilten Grundstücke den der 

eingebrachten übersteigt 

Erhält der Teilnehmer eines Flurbereinigungsverfahrens für die eingebrachten Grundstücke andere Grundstücke zugeteilt, 

ist dieser Erwerb regelmäßig von der Grunderwerbsteuer befreit. Erhält er allerdings mehr Land zugeteilt, als er 

eingebracht hat (z. B. weil ein anderer Teilnehmer gegen Geldabfindung auf eine Landabfindung zu seinen Gunsten 

verzichtet), unterliegt dieser Mehrerwerb der Grunderwerbsteuer. Ein „Mehrerwerb“ liegt allerdings nur insoweit vor, als 

der Wert aller im betreffenden Flurbereinigungsverfahren zugeteilten Grundstücke den Wert aller eingebrachten 

Grundstücke übersteigt. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Mehraufwendungen für Verpflegung im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung 

bei Wegzug vom Beschäftigungsort 

Ein Arbeitnehmer hatte seinen Wohnsitz am Beschäftigungsort. Nach seiner Heirat zog er mit seiner Frau an einen 

anderen Ort. Er nutzte die am Beschäftigungsort aus beruflichen Gründen beibehaltene Wohnung als Zweitwohnung 

weiter. Für die ersten drei Monate nach der Begründung des Familienwohnsitzes machte der Arbeitnehmer in seiner 

Einkommensteuererklärung Verpflegungsmehraufwendungen aufgrund seiner vorliegenden doppelten Haushaltsführung 

geltend. Das Finanzamt lehnte seinen Antrag ab, weil er bereits vor seinem Umzug länger als drei Monate am 

Beschäftigungsort gewohnt habe. Dadurch sei die dreimonatige Frist zur Geltendmachung von 

Verpflegungsmehraufwendungen abgelaufen. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass eine beruflich begründete doppelte Haushaltsführung vorlag. Dies ist der Fall, wenn 

zu einer aus beruflichen Gründen am Beschäftigungsort unterhaltenen Wohnung ein zweiter Haushalt begründet wird. 

Dies gilt auch, wenn der Haupthausstand aus privaten Gründen vom Beschäftigungsort wegverlegt wird. Deshalb ist auch 

die Geltendmachung von Mehraufwendungen für Verpflegung zulässig. Während des berücksichtigungsfähigen 

Dreimonatzeitraums ist es unbedeutend, ob der Ansatz zu einer offensichtlich unzutreffenden Besteuerung führen kann, 

ob überhaupt ein erhöhter Verpflegungsmehraufwand anfällt. 
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Öffentlicher Dienst: Umfang des Anspruchs auf bezahlte Freistellung zur Pflege 

erkrankter Kinder 

Bedienstete der öffentlichen Hand, die nicht gesetzlich krankenversichert sind, haben einen Anspruch darauf, zur Pflege 

eines schwer erkrankten eigenen Kindes unter zwölf Jahren bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr unter Fortzahlung des 

Entgelts von der Arbeit freigestellt zu werden, sofern eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht sofort zur 

Verfügung steht und die Notwendigkeit ihrer Anwesenheit zur vorläufigen Pflege ärztlich bescheinigt wird. 

Wenn ein öffentlich Bediensteter mehrere Kinder hat, kann sich dies auf fünf Tage erhöhen. Dies hat das 

Bundesarbeitsgericht entschieden. 

Nachdem eine öffentlich Bedienstete bereits an vier Arbeitstagen wegen einer Erkrankung ihres Sohnes freigestellt 

worden war, beantragte sie im selben Kalenderjahr weitere vier Arbeitstage bezahlte Freistellung wegen einer Erkrankung 

ihrer Tochter. Der öffentliche Arbeitgeber lehnte die Bezahlung ab und berief sich darauf, dass nach der oben 

beschriebenen Regelung auch bei mehreren Kindern nur einmal vier Arbeitstage von der öffentlich Bediensteten in 

Anspruch genommen werden könnten. Dies sah das Bundesarbeitsgericht anders: Die oben genannte Regelung 

begrenze den Anspruch auf bezahlte Freistellung bei Erkrankung mehrerer Kinder nicht auf höchstens vier Tage. Dies 

ergebe die Auslegung des Tarifvertrags. Es sei lediglich die tarifvertraglich geregelte Gesamtbelastungsobergrenze von 

fünf Arbeitstagen im Kalenderjahr zu berücksichtigen. Die öffentlich Bedienstete hatte demnach noch Anspruch auf 

Bezahlung eines weiteren Arbeitstages. 

Schenkungsteuerliche Behandlung von Lebensversicherungszahlungen für Dritte 

Zahlt eine Person Versicherungsbeiträge ohne eine Gegenleistung für die Lebensversicherung eines anderen 

Versicherungsnehmers, handelt es sich um Schenkungen. Sie sind mit dem Nennwert zu bewerten. 

Der Bundesfinanzhof lehnt es ab, die Beitragszahlungen mit einem 2/3–Wert als anteilige Erhöhung des späteren 

Lebensversicherungsanspruchs zu bewerten. 

Sittenwidrige Lohnvereinbarung mit „Hartz-IV“-Empfängern 

Folgender Fall ereignete sich vor Inkrafttreten des Mindestlohngesetzes: Ein Rechtsanwalt beschäftigte zwei Empfänger 

von Sozialleistungen mit Bürohilfstätigkeiten in seiner Kanzlei und zahlte ihnen Stundenlöhne von 1,53 € bzw. 1,64 €. Dies 

war sittenwidrig, wie jetzt das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg entschied. Es verurteilte den Rechtsanwalt, dem 

Jobcenter, welches den zwei Bürokräften ihre Löhne mit „Hartz-IV“-Mitteln aufgestockt hatte, die aufgestockten Beträge, 

insgesamt rund 3.400,00 €, zu erstatten. 

Die Vereinbarung eines Stundenlohns von weniger als zwei Euro sei regelmäßig sittenwidrig und damit rechtsunwirksam, 

wenn die Vergütung mehr als 50 % hinter der üblichen Vergütung zurückbleibe. Es liege dann ein besonders grobes 

Missverhältnis zwischen der Leistung des Arbeitnehmers und der Gegenleistung des Arbeitgebers vor, das den Schluss 

auf eine verwerfliche Gesinnung des Arbeitgebers erlaube. Die Arbeitsleistungen der Bürohilfskräfte seien im 

vorliegenden Fall für den Rechtsanwalt von wirtschaftlichem Wert gewesen; sie hätten ansonsten von ihm selbst oder 

seinen fest angestellten Mitarbeitern ausgeführt werden müssen. Es entlaste den Rechtsanwalt nicht, dass er den 

Bürohilfskräften eine Hinzuverdienstmöglichkeit habe einräumen wollen, denn dies berechtige ihn nicht, Arbeitsleistungen 

in einem Umfang abzufordern, der zu einem so geringen Stundenlohn führe. 

Gewerbesteuerbefreiung nur für den unmittelbaren Spielbankbetrieb 

Spielbanken unterliegen der Länderhoheit. Sie zahlen aus den von ihnen erzielten Einnahmen eine an das jeweilige 

Bundesland abzuführende Spielbankabgabe. Dadurch sind sie u. a. von der Gewerbesteuer befreit. 
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Nach einem Beschluss des Bundesfinanzhofs bezieht sich die Gewerbesteuerbefreiung lediglich auf den eigentlichen 

Spielbankbetrieb. Der erforderliche unmittelbare Zusammenhang ist für den ergänzenden Barbetrieb oder die Vermietung 

von Flächen zur Nutzung als Bar nicht mehr gegeben. Aus diesem Grund unterliegen die Einnahmen aus diesen Quellen 

der Gewerbesteuer. 

Teilabzugsverbot bei Auflösungsverlust 

Wird aus der Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung oder bei Auflösung der Gesellschaft ein Verlust erzielt, dürfen 

die im Zusammenhang mit dieser Beteiligung angefallenen Kosten auch nur zu 60 % abgezogen werden. Dies gilt seit 

2011, da es hier nur noch auf die Absicht zur Erzielung von Betriebsvermögensvermehrung oder Einnahmen ankommt. 

Der Bundesfinanzhof hat keine Bedenken an der Verfassungsmäßigkeit dieser gesetzlichen Neuregelung. 

Bis 2010 war dies anders zu beurteilen. Wenn aus einer solchen wesentlichen Beteiligung keinerlei Einnahmen erzielt 

wurden, fand das damalige Halbabzugsverbot keine Anwendung. 

Übertragung eines GmbH-Anteils unter Vorbehaltsnießbrauch 

Zahlungen für die Ablösung eines Vorbehaltsnießbrauchs an einer GmbH-Beteiligung gehören zu den nachträglichen 

Anschaffungskosten einer wesentlichen Beteiligung. 

Erwirbt ein Anteilseigner einen mit einem dinglichen Nutzungsrecht belasteten GmbH-Anteil, so ist der Wert der 

Beteiligung um den Wert des Nutzungsrechts gemindert. Erst mit der Ablösung des Nutzungsrechts erlangt der 

Eigentümer die vollständige und uneingeschränkte Verfügungsberechtigung über die Beteiligung. Diese Aufwendungen 

stellen somit nachträgliche Anschaffungskosten der Beteiligung dar. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Umsätze aus stundenweiser Vermietung von Hotelzimmern unterliegen nicht dem 

ermäßigten Umsatzsteuersatz 

Die Umsätze aus der Vermietung von Wohn- und Schlafräumen sind mit dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % zu 

versteuern. Wohn- und Schlafräume sind Räumlichkeiten, die so eingerichtet sind, dass man darin wohnen kann. Dazu 

gehören u. a. Räumlichkeiten des Hotelgewerbes. Die Räume müssen zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden 

bereitgehalten werden. Das ist der Fall, wenn der Beherbergungsunternehmer die Absicht hat, die Räume nicht auf Dauer 

und damit nicht für einen dauernden Aufenthalt zur Verfügung zu stellen. 

Das Finanzgericht Hamburg entschied, dass die stundenweise Überlassung von Hotelzimmern nicht dem ermäßigten 

Umsatzsteuersatz unterliegt. Entsprechende Umsätze sind danach mit dem Steuersatz von 19 % zu versteuern. Für die 

Anwendung des ermäßigten Steuersatzes verlangt das Finanzgericht, dass dem Gast die Nutzungsmöglichkeit für 

mindestens eine Übernachtung eingeräumt wird. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Unterschiedliche Umsatzsteuersätze für Bücher und Hörbücher können 

unionsrechtlich zulässig sein 

Das Recht der Europäischen Union verbietet es den Mitgliedstaaten nicht, für die Lieferung von gedruckten Büchern und 

sog. Hörbüchern oder E-Büchern unterschiedliche Umsatzsteuersätze vorzusehen. Dies hat der Gerichtshof der 

Europäischen Union entschieden. Voraussetzung ist allerdings, dass es sich nach Sicht des Durchschnittsverbrauchers 

um verschiedenartige Leistungen handelt. Dies müssen die nationalen Gerichte prüfen. Unterschiedliche Steuersätze sind 
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dann nicht gerechtfertigt, wenn es dem Verbraucher vor allem auf den gleichartigen Inhalt der Bücher unabhängig von 

ihrem Trägermaterial oder ihren Eigenschaften ankommt. 

In Deutschland gilt ab 1.1.2015 für die Lieferung von gedruckten Büchern und Hörbüchern (unabhängig davon, ob diese 

auch in gedruckter Form erscheinen) einheitlich der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 %, der bisher nur für gedruckte 

Bücher galt. Demgegenüber unterliegen das Herunterladen von Hörbüchern aus dem Internet und sog. E-Bücher dem 

vollen Steuersatz. 

Ob die in Deutschland geltende Differenzierung unionsrechtlich zulässig ist, kann bezweifelt werden. Es sprechen gute 

Gründe dafür, dass es dem Durchschnittsverbraucher nur auf den Inhalt ankommt und nicht auf die Art des Zugangs zu 

diesem. 

Verabreichung von Zytostatika an ambulant behandelte Patienten eines 

Krankenhauses kann umsatzsteuerfrei sein 

Die Krankenhausbehandlung und die ärztliche Heilbehandlung sowie die mit ihnen eng verbundenen Umsätze (so 

genannte Nebenleistungen) sind umsatzsteuerfrei. Die Nebenleistungen müssen zur Erreichung der verfolgten 

therapeutischen Ziele unentbehrlich sein. Lediglich den Komfort und das Wohlbefinden des Patienten verbessernde 

Maßnahmen sind nicht umfasst. Die Verabreichung von Zytostatika, die im Rahmen einer ambulant in einem 

Krankenhaus durchgeführten ärztlichen Heilbehandlung individuell für den einzelnen Patienten in einer 

Krankenhausapotheke hergestellt werden, ist als ein mit der ärztlichen Heilbehandlung eng verbundener Umsatz 

steuerfrei. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Vorsteuerabzug bei Totalverlust der Rechnungen 

Ein Unternehmer kann sein Recht auf Vorsteuerabzug erst dann ausüben, wenn er im Besitz einer ordnungsgemäßen 

Rechnung ist. Er trägt die Darlegungs- und Feststellungslast, muss bei Verlust der Rechnung also nachweisen, dass er 

Leistungen von einem Unternehmer für sein Unternehmen bezogen hat und eine ordnungsgemäße Rechnung in Besitz 

hatte. Dafür stehen ihm alle nach der Finanzgerichtsordnung verfahrensrechtlich zulässigen Beweismittel offen (z. B. 

Kopien oder Zeugen). Ein Beweisantrag auf Vernehmung von Zeugen ist nur dann hinreichend substantiiert, wenn er sich 

auf das Vorliegen einer Originalrechnung für eine konkret bezeichnete Eingangsleistung bezieht. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Wegen verspäteter Zuordnung eines gemischt genutzten Grundstücks zu Unrecht 

gewährte Vorsteuer führt ggfs. zur Berichtigung in den Folgejahren 

Verwendet ein Unternehmer ein Gebäude sowohl für unternehmerische als auch außerunternehmerische Zwecke (z. B. 

zu eigenen Wohnzwecken), hat er ein Wahlrecht: Er kann das Gebäude in vollem Umfang, im Umfang der 

unternehmerischen Nutzung oder überhaupt nicht dem Unternehmensvermögen zuordnen. Die Zuordnungsentscheidung 

muss er im Zeitpunkt des Leistungsbezugs treffen und diese Entscheidung in der Umsatzsteuer-Voranmeldung, 

spätestens aber bis zum 31.5. des Folgejahrs dokumentieren. Dokumentiert er nicht rechtzeitig die (teilweise) Zuordnung 

zum Unternehmensvermögen, kann er die Umsatzsteuer auf die Eingangsleistungen (z. B. Bauleistungen) nicht als 

Vorsteuer abziehen. Hat das Finanzamt in einem nicht mehr änderbaren Umsatzsteuerbescheid gleichwohl die 

Vorsteuern anerkannt, erfolgt in den nächsten zehn Jahren (Berichtigungszeitraum) eine Vorsteuerberichtigung dergestalt, 

dass jedes Jahr ein Zehntel der zu Unrecht gewährten Vorsteuer zurückgefordert wird. 
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Die Verwendung für außerunternehmerische Zwecke führt nicht zu einer der Umsatzsteuer unterliegenden 

Verwendungsentnahme. Diese setzt nämlich voraus, dass die Verwendung zum Vorsteuerabzug berechtigt hat. Ob dies 

der Fall ist, richtet sich nach der Rechtslage im Veranlagungszeitraum der Verwendung. Da besteht aber gerade im Fall 

der nicht rechtzeitigen Zuordnung zum Unternehmensvermögen keine Vorsteuerabzugsberechtigung. Ob das Finanzamt 

für den Veranlagungszeitraum des Leistungsbezugs die Vorsteuer zu Unrecht berücksichtigt hat, spielt keine Rolle. 

Zu beachten ist, dass auch bei rechtzeitiger voller Zuordnung des Gebäudes zum Unternehmensvermögen der 

Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist, soweit das Gebäude für außerunternehmerische Zwecke genutzt wird und es nach 

dem 31.12.2010 angeschafft oder mit der Herstellung begonnen worden ist. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Wegfall der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen bei einem Land- und 

Forstwirt 

Haben die Voraussetzungen für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen bei einem Land- und Forstwirt zunächst 

vorgelegen und sind sie in einem späteren Wirtschaftsjahr weggefallen, bedarf es grundsätzlich einer entsprechenden 

Mitteilung durch die Finanzbehörde. Dies ist jedoch dann nicht notwendig, wenn die Voraussetzungen für die 

Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen weggefallen sind und für die Vorjahre, in denen die Voraussetzungen noch 

vorgelegen haben, trotz bestehender Verpflichtung keine Steuererklärungen eingereicht wurden. Der Land- und Forstwirt 

ist in diesem Fall verpflichtet, für die Zeiträume nach Wegfall der Voraussetzungen seinen Gewinn durch Einnahme-

Überschuss-Rechnung oder Bestandsvergleich zu ermitteln. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Werbungskostenabzug für ein Disagio 

Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung sind Ausgaben für das Kalenderjahr als Werbungskosten 

abzusetzen, in dem sie geleistet worden sind. Werden Ausgaben für eine Nutzungsüberlassung (z. B. entgeltliche 

Überlassung von Kapital) von mehr als fünf Jahren im Voraus geleistet, sind sie insgesamt auf den Zeitraum gleichmäßig 

zu verteilen, für den die Vorauszahlungen geleistet sind. Diese Verteilungspflicht gilt nicht für ein Damnum oder Disagio, 

sofern das Damnum oder Disagio marktüblich ist. Von einer Marktüblichkeit ist auszugehen, wenn für ein Darlehen mit 

einem Zinsfestschreibungszeitraum von mindestens fünf Jahren ein Damnum (Disagio) i. H. v. bis zu 5 % vereinbart 

worden ist. 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz bestätigte dies und entschied, dass bei einem Disagio bis zu einer Höhe von 5 % von 

einem marktüblichen und somit sofort als Werbungskosten abziehbaren Disagio gesprochen werden kann. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug 

setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 

 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

 die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

 der Schuldner die Leistung verweigert, 

 besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
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Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt 

gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen 

wurde. 

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen 

Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte 

bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte (ab 29.7.2014: 

neun Prozentpunkte*) über dem Basiszinssatz. 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die 

Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz 

für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des 

betreffenden Halbjahres. 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2012: 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 

Verbraucherbeteiligung 

1.7. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 

1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 

1.1. bis 30.6.2014 -0,63 % 4,37 % 7,37 % 

1.7. bis 28.7.2014 -0,73 % 4,27 % 7,27 % 

29.7. bis 31.12.2014 -0,73 % 4,27 % 8,27 % 

1.1. bis 30.6.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %* 

 

*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden 

(und bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht 

wird), gelten neue Regelungen. 

Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 

 Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei 

öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 

 Die Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 

 Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz. 

 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage 

nach Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs. 

 Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen 

Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den 

Zahlungsverzug verantwortlich ist. 
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 Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten 

des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz 

externer Beitreibungskosten). 

 Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch 

maximal 30 Tage dauern. 

Zinsanteile in Kaufpreisraten bei Grundstücksverkäufen 

Wird die Kaufpreisforderung aus einem Grundstücksverkauf für mehr als ein Jahr gestundet, enthalten die zwischen 

Besitzübergang und Fälligkeit des Kaufpreises zu zahlenden Raten einen Zinsanteil. 

Ein Mann verkaufte im September 2005 sein Wohngrundstück. Der Nutzen- und Lastenwechsel erfolgte zum 

1. April 2006. Die Käufer zahlten auf den Kaufpreis ab diesem Datum Teilbeträge von monatlich mindestens 2.000 €. Der 

gesamte restliche Kaufpreis war am 31. März 2011 fällig. Zinszahlungen wurden weder vereinbart, noch ausgeschlossen. 

Das Finanzamt meinte, die in einem Jahr gezahlten Raten von 24.000 € enthielten einen Zinsanteil von 4.344 € und 

besteuerte diesen als Einkünfte aus Kapitalvermögen. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte das Finanzamt. Jede Kapitalforderung, die über eine längere Zeit als ein Jahr gestundet 

ist, enthält einen Zinsanteil. Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise ist in Fällen langfristig gestundeter Zahlungsansprüche 

davon auszugehen, dass der Schuldner bei alsbaldiger Zahlung weniger hätte zahlen müssen als bei späterer Zahlung, 

sodass der erst später gezahlte Betrag einen Zinsanteil enthält. Außerdem seien die monatlich zu zahlenden Teilbeträge 

auch ein Entgelt für die vorzeitige Besitzüberlassung vor der Kaufpreisfälligkeit gewesen. 

Bei der Berechnung des Zinsanteils ging das Finanzamt von dem im Bewertungsgesetz festgelegten Zinssatz von 5,5 % 

aus, obwohl der marktübliche Zins nachweislich geringer war. Auch daran hielt der Bundesfinanzhof fest. 

 

 

 


